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Bürokratieabbau in der zahnärztlichen Versorgung – 
Praxen entlasten und Patientenversorgung verbessern

I.	 Der Landtag stellt fest:

1.	 Die flächendeckende zahnärztliche Versorgung in Thüringen ist 
nicht mehr gewährleistet. Zahlreiche Praxen schließen altersbe-
dingt, ohne dass eine Nachfolge gefunden wird.

2.	 Die zahnärztliche Versorgung wird durch einen unverhältnismä-
ßig hohen Verwaltungsaufwand belastet. Dieser resultiert aus ei-
ner Vielzahl bürokratischer und einschränkender Vorgaben, die 
personelle, zeitliche und finanzielle Ressourcen binden und zu-
lasten der Patientenversorgung gehen.

3.	 Die bestehende Überregulierung gefährdet die Zukunft der zahn-
medizinischen Versorgung. Sie vermindert die Attraktivität freibe-
ruflicher Praxisführung, schreckt Nachwuchs ab und trägt zu vor-
zeitigen Praxisschließungen bei.

4.	 Die seit Jahren vorliegenden Vorschläge zahnärztlicher Fachver-
bände beziehungsweise Kammern zum Bürokratieabbau sind ge-
eignet, wenigstens einige der bestehenden bürokratischen Be-
lastungen zu reduzieren, werden aber von der Landesregierung 
nicht aufgegriffen.

5.	 Der wiederholte Verweis der Landesregierung auf europäische und 
nationale Verordnungen und Vorschriften sowie auf laufende Ge-
spräche mit der Landeszahnärztekammer Thüringen – zuletzt in 
der Drucksache 8/1161 – kann eine Politik des Landes zum Bü-
rokratieabbau in der zahnärztlichen Versorgung nicht ersetzen.

II.	 Der Landtag fordert die Landesregierung auf, zu berichten, welche 
Maßnahmen zum Bürokratieabbau in der zahnärztlichen Versorgung 
sie seit ihrem Amtsantritt umgesetzt hat und welche Maßnahmen sie 
bis Ende des Jahres 2025 umsetzen will.

III.	Der Landtag fordert die Landesregierung auf, die folgenden Maß-
nahmen umzusetzen:

1.	 Durchführung der Praxisbegehungen durch das Landesamt für 
Verbraucherschutz anhand eines standardisierten, gleichzei-
tig aber flexiblen Leitfadens, der die tatsächlichen Gegebenhei-
ten vor Ort, insbesondere die Größe und Struktur der Praxis, be-
rücksichtigt.
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2.	 Schulung der Prüfer im Landesamt für Verbraucherschutz, um 

praxisnahe, zeiteffiziente und bürokratiearme Kontrollen sicher-
zustellen.

3.	 Aufhebung der Pflicht zur routinemäßigen Validierung und Do-
kumentation von Wischdesinfektionen für semikritische Medizin-
produkte.

4.	 Einführung eines risikobasierten Prüfkonzepts, bei dem regelmä-
ßige Validierungen technischer Geräte (wie zum Beispiel Sterili-
satoren) nur noch anlassbezogen erfolgen.

5.	 Erarbeitung praxisnaher Orientierungsrichtlinien für Zahnarzt-
praxen, die festlegen, wann und wie anlassbezogene Prüfungen 
durchzuführen sind.

6.	 Zusammenführung und Überarbeitung bestehender Hygiene- 
und Reinigungspläne zu einem übersichtlichen, einheitlichen Do-
kument.

7.	 Entwicklung eines einheitlichen Dokumentationsstandards zur 
Vermeidung redundanter Aufzeichnungen.

8.	 Initiative zur gesetzlichen oder regulatorischen Anpassung, um 
kleinen Zahnarztpraxen zu ermöglichen, auf bestimmte externe 
Beauftragte zu verzichten.

9.	 Ausarbeitung vereinfachter Prüf- und Dokumentationsvorgaben, 
die auf die Bedürfnisse kleiner Praxisstrukturen zugeschnitten 
sind.

Begründung:

Der zahnmedizinische Versorgungsrückgang in Thüringen ist alarmie-
rend: Aktuell schließen jährlich bis zu 70 Zahnarztpraxen ohne Nach-
folge. Auf jede unbesetzte Praxisstelle kommen durchschnittlich rund 
1.680 suchende Patienten (vergleiche einen Kommentar in der Tages-
zeitung Thüringer Allgemeine vom 3. Juli 2025 zum Zahnärztemangel 
in Thüringen). Eine wesentliche Ursache hierfür liegt in einer überbor-
denden Bürokratie, weshalb ein wirksamer Bürokratieabbau dringend 
geboten ist.

Unkoordinierte und mehrfach durchgeführte Kontrollen zur Überprüfung 
von Hygienevorgaben durch kommunale Gesundheitsämter und das 
Landesamt für Verbraucherschutz müssen auf ihre Verhältnismäßigkeit 
hin überdacht und reduziert werden. Während der Coronakrise haben 
die Zahnarztpraxen in Thüringen ihre Kompetenz in der Umsetzung von 
Hygienemaßnahmen eindrucksvoll unter Beweis gestellt. Übermäßige 
Kontrollmechanismen sind daher nicht gerechtfertigt und müssen abge-
baut werden. Die bisherige Verpflichtung zur regelmäßigen Validierung 
von Reinigungs- und Desinfektionsverfahren sowie zur Dokumentation 
von Wischdesinfektionen bei semikritischen Medizinprodukten stellt für 
viele Zahnarztpraxen eine erhebliche bürokratische und finanzielle Be-
lastung dar, ohne dass daraus ein nachweisbarer Zugewinn an Patien-
tensicherheit resultiert.

Seit Jahren kritisieren die zahnärztlichen Berufsverbände, insbesonde-
re die Landeszahnärztekammer Thüringen, den übermäßigen Verwal-
tungsaufwand in Zahnarztpraxen. Dieser bindet Ressourcen, erschwert 
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die Patientenversorgung und wirkt sich negativ auf die Attraktivität des 
Zahnarztberufs aus. Das ist eine wesentliche Ursache für vorzeitige 
Praxisschließungen und den Mangel an Nachfolgern für Zahnärzte, die 
in den Ruhestand gehen. Versorgungslücken sind die Folge, Patienten 
haben das Nachsehen.

Trotz fachlicher Empfehlungen von Verbänden und Kammern wie der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung, der Bundeszahnärztekam-
mer und der Landeszahnärztekammer Thüringen, die sich auf Landes-
ebene problemlos umsetzen ließen, hat die Landesregierung bislang 
keine wirksamen Maßnahmen ergriffen.

Ziel muss es sein, die freiberufliche Praxisführung zu stärken, Praxis-
gründungen zu erleichtern und die Arbeitsbedingungen nachhaltig zu 
verbessern. Dies dient der Sicherstellung einer flächendeckenden zahn-
ärztlichen Versorgung der Thüringer Bevölkerung.

Für die Fraktion:

Muhsal
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